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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorsdiriften 
der Mitgiiedstaaten über Beleuchtungseinrichtungen für das hintere Kennzeichen 
von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraftfahr- 
zeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 
genügen müssen, betreffen unter anderem auch die 
Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzei- 
chen. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften angenommen wer- 
den, damit vor allem das EWG-Betriebserlaubnis- 
verfahren gemäß der Richtlinie des Rates (70/156/ 
EWG) vom 6. Februar 1970 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Be- 
triebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr- 
zeuganhänger auf jeden Fahrzeugtyp angewandt 
werden kann. 

Die gemeinschaftlichen Vorschriften für den An- 
uau der Beleuchtungs- und Lichtsignalemrichtungen 
von Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern sind in 
der Richtlinie des Rates vom enthalten. 

Weitere Vorschriften über den Bau der weiteren 
Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtungen wurden 
oder sollen später erlassen werden. 


Im Rahmen eines harmonisierten Verfahrens der 
Bauartgenehmigung für Beleuchtungseinrichtungen 
für das hintere Kennzeichen kann jeder Mitglied- 
staat feststellen, ob die gemeinsamen Vorschriften 
für den Bau und die Prüfung eingehalten worden 
sind, und die anderen Mitgliedstaaten von der ge- 
troffenen Feststellung durch Übersendung einer Ab- 
schrift des für jede Bauart einer Beleuchtungsein- 
richtung für das hintere Kennzeichen ausgestellten 
Bauartgenehmigungsbogens unterrichten. Bei Ertei- 
lung eines EWG-Prüfzeichens für alle in Überein- 
stimmung mit der genehmigten Bauart hergestellten 
Einrichtungen erübrigt sich eine technische Kontrolle 
dieser Einrichtungen in den anderen Mitgliedstaaten. 

Es empfiehlt sich, zur Erleichterung des Warenver- 
kehrs mit Drittländern die einschlägigen Vorschrif- 
ten der UN-Wirtschaftskommission für Europa zu 
übernehmen und insbesondere die Regelung Num- 
mer 4 (Einheitliche Vorschriften für die Genehmi- 
gung der Beleuchtungseinrichtungen für das hintere 
Kennzeichenschild von Kraftfahrzeugen - mit Aus- 
nahme von Krafträdern - und ihren Anhängern), die 
dem Übereinkommen vom 20. März 1958 beigefügt 
ist. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhalten die gegen- 
seitige Anerkennung der von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen. Ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Zeitpunkt an angewanat werden - 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2) KOM(73) 2024 
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HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Ein Mitgliedstaat erteilt die EWG-Bauartgeneh- 
migung für jede Bauart einer Beleuchtungsein- 
richtung für das hintere Kennzeichen, die den 
Bau- und Prüfvorschriften der Anhänge O, III 
und IV entspricht. 

2. Der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauartgenehmi- 
gung erteilt hat, trifft - erforderlichenfalls in Zu- 
sammenarbeit mit den zuständigen Behörden der 
übrigen Mitgliedstaaten - die notwendigen Maß- 
nahmen, um die Übereinstimmung der Fertigung 
mit der genehmigten Bauart soweit erforderlich 
zu überwachen. Die Überwachung wird durch 
Stichproben durchgeführt. 


Art ikel 2 

Die Mitgliedstaaten teilen dem Hersteller oder sei- 
nem Beauftragten für jede Bauart einer Beleuch- 
tung seinrichtung für das hintere Kennzeichen, für die 
sie aufgrund von Artikel 1 die EWG-Bauartgeneh- 
migung erteilen, ein Prüfzeichen nach dem Muster 
des Anhangs I zu. 

Die Mitgliedstaaten treffen alle zweckdienlichen 
Maßnahmen, um die Verwendung von Prüfzeichen 
ZU verhindern, die zu einer Verwechslung zwischen 
Beleuchtungseinrichtungen für das hintere Kenn- 
zeichen, für deren Bauart eine Bauartgenehmigung 
nach Artikel 1 erteilt wurde, und anderen Beleuch- 
tungseinrichtungen für das hintere Kennzeichen füh- 
ren können. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten können den Vertrieb von Be- 
leuchtungseinrichtungen für das hintere Kenn- 
zeichen nicht wegen ihrer Bau- oder Wirkungs- 
weise verbieten, wenn sie mit dem EWG-Prüf- 
zeichen versehen sind. 

2. Ein Mitgliedstaat kann jedoch den Vertrieb von 
Beleuchtungseinrichtungen für das hintere Kenn- 
zeichen mit dem EWG-Prüfzeichen verbieten, die 
regelmäßig nicht mit der genehmigten Bauart 
übereinstimmen. 


Dieser Mitgliedstaat unterrichtet unverzüglich die 
übrigen Mitgliedstaaten und die Kommission 
von den getroffenen Maßnahmen und begründet 
dabei seinen Beschluß. 


Artikel 4 

Die zuständigen Behörden eines jeden Mitgliedstaa- 
tes übermitteln den zuständigen Behörden der ande- 
ren Mitgliedstaaten binnen eines Monats Abschrif- 
ten der Bauartgenehmigungsbögen für jede Bauart 
einer Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kenn- 
zeichen, für die sie die Bauartgenehmigung erteilen 
oder versagen. 

Artikel 5 

1. Stellt der Mitgliedstaat, der die EWG-Bauart- 
genehmigung erteilt hat, fest, daß mehrere mit 
demselben Prüfzeichen versehene Beleuchtungs- 
einrichtungen für das hintere Kennzeichen nicht 
mit der Bauart übereinstimmen, für die er die 
Bauartgenehmigung erteilt hat, so trifft er die 
notwendigen Maßnahmen, um die Übereinstim- 
mung der Fertigung mit der genehmigten Bauart 
sicherzustellen. Die zuständigen Behörden dieses 
Mitgliedstaates unterrichten die zuständigen Be- 
hörden der anderen Mitgliedstaaten von den ge- 
troffenen Maßnahmen, die gegebenenfalls bis zum 
Entzug der EWG-Bauartgenehmigung gehen kön- 
nen. Diese Behörden treffen die gleichen Maßnah- 
men, wenn sie von den zuständigen Behörden 
eines anderen Mitgliedstaates von einer derarti- 
gen Nichtübereinstimmung unterrichtet werden. 

2. Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig binnen eines Mo- 
nats über den Entzug einer erteilten EWG-Bau- 
artgenehmigung und die Gründe hierfür. 

Artikel 6 

Jede Maßnahme aufgrund der zur Durchführung die- 
ser Richtlinie erlassenen Vorschriften, durch die eine 
Bauartgenehmigung versagt oder entzogen oder ein 
Vertriebs- oder Benutzungsverbot ausgesprochen 
wird, ist genau zu begründen. Sie ist den Beteiligten 
unter Angabe der in den Mitgliedstaaten nach dem 
geltenden Recht vorgesehenen Rechtsmittel und der 
Rechtsmittelfristen zuzustellen. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 21. Januar 1975 - 1/4 ~ 680 70 ~ E - Be 59/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 31. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebseriaub-’ 
nis oder die Betriebserlaubnis mit nationaler Gel- 
tung für ein Fahrzeug nicht wegen der Beleuch- 
tungseinrichtung für das hintere Kennzeichen, wenn 
diese mit dem EWG-Prüfzeichen versehen und ge- 
mäß der Richtlinie des Rates vom zur An- 

gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen angebracht sind. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zulas- 
sung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung von 
Fahrzeugen nicht wegen der Beleuchtungseinrichtung 
für das hintere Kennzeichen verweigern oder ver- 
bieten, wenn diese mit dem EWG-Prüfzeichen ver- 
sehen und gemäß der Richtlinie des Rates vom .... 

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über den Anbau der Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtungen angebracht sind. 


Artikel 9 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten - mit 
Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirtschaft- 
liche Zug- und Arbeitsmaschinen sowie anderen 
Arbeitsmaschinen - alle zur Teilnahme am Straßen- 
verkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit oder ohne 
Aufbau, mit mindestens vier Rädern und einer bau- 
artbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 
25 km/h sowie deren Anhängej-. 


Artikel 10 

Änderungen, die zur Anpassung dieser Richtlinie an 
den technischen Fortschritt notwendig sind, werden 
nach dem Verfahren des Artikels 13 der Richtlinie 
des Rates (70/156/EWG) vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebseriaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 


Artikel 11 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie vor dem l. Juni 1976 nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. Sie wenden diese Vorschriften ab 
1. Oktober 1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so rechtzei- 
tig von allen Entwürfen der Rechts- und Verw^al- 
tungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


1 3 ) KOM(73) 2024 
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Liste der Anhänge 


Anhang 0 Begriffsbestimmung, Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauart- 

genehmigung, Aufschriften, EWG-Bauartgenehmigung, allge- 
meine Bestimmungen, Farbe des Lichts, Lichteinfall, Meß- 
methode, lichttechnische Merkmale, Übereinstimmung der Her- 
stellung *) 

Anhang I Bedingungen für die EWG-Bauartgenehmigung und Kennzeich- 

nung 


Anhang II Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 


Anhang III Meßpunkte bei der Prüfung *) 


Anhang IV Mindestbereich der Sichtbarkeit der zu beleuchtenden Fläche *) 


*] Die technischen Vorschriften des Anhangs entsprechen den technischen Anforderungen 
der Regelung Nr. 4 der Wirtschaftskommission für Europa (E/ECE/324/E/ECE/TRANS/ 
505/ Add. 3); die Gliederung in Absätze ist die gleiche; entspricht der Regelung kein 
solcher in der vorliegenden Richtlinie, so wird seine Zahl in Klammern zum Vermerk 
aufgeführt. 
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1. 


( 2 .) 

(3.) 

(4.) 

5. 


6. 


Anhang 0 

Begriffsbestimmung, Allgemeine Bestimmungen, Farbe des Lichts, Lichteinfall, 

Meßmethode, Lichttechnische Merkmale, Übereinstimmung der Herstellung 

Begriffsbestimmung 

Unter „Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen" ist eine Einrichtung zu verstehen, die 
dazu dient, den Anbringungsort für das hintere Kennzeichenschild zu beleuchten, sie kann aus 
verschiedenen optischen Teilen zusammengesetzt sein. 


Allgemeine Bestimmungen 

Jedes Muster muß den in 9 enthaltenen Beleuchtungsvorschriften genügen (1). 

Die Beleuchtungseinrichtungen müssen so gebaut sein, daß die gesamte zu beleuchtende Fläche 
in dem in der Zeichnung des Anhangs IV bestimmten Feld von hinten sichtbar bleibt. 

Alle Messungen sind bei dem Mindestlichtstrom der Glühlampe oder der Glühlampen der Beleuch- 
tungseinrichtung durchzuführen, der bei Prüfspannung in der für diese Glühlampe oder Glüh- 
lampen vorgesehenen Norm angegeben ist. 

Farbe des Lichts 

Das von der Beleuchtungseinrichtung ausgestrahlte Licht muß soweit farblos sein, daß die Farbe 
des Kennzeichenschildes nicht wesentlich verändert wird. 


7. Lichteinfall 

Der Hersteller der Beleuchtungseinrichtung hat die Anbringungsbedingungen für die Einrichtung 
in bezug auf die für das Kennzeichenschild bestimmte Fläche anzugeben; diese Einrichtung muß 
so angebracht sein, daß in keinem Punkt der zu beleuchtenden Fläche der Winkel des Lichteinfalls 
auf diese Fläche größer als 82° ist, wobei dieser Winkel zu der’ von der Oberfläche des Kennzei- 
chenschildes am weitesten entfernten Stelle der Lichtaustrittsfläche der Einrichtung zu messen ist. 
Wenn mehrere Beleuchtungseinrichtungen vorhanden sind, ist diese Forderung nur auf denjenigen 
Teil des Schildes anzuwenden, der durch die betreffende Einrichtung beleuchtet werden soll. 

Die Einrichtung muß so gebaut sein, daß kein Lichtstrahl unmittelbar nach hinten austritt; ausge- 
nommen ist rotes Licht, sofern die Einrichtung mit einer Schlußleuchte vereinigt ist. 

8. Meßmethode 

Die Leuchtdichten werden auf einem mattweißen Löschpapier gemessen, dessen diffuse Rück- 
strahlung mindestens 70 v. H. beträgt; Abmessungen und Anbringung des Löschpapiers sollen 
so sein wie die des normalerweise zu verwendenden Kennzeichenschildes, wobei sich das Papier 
2 mm über dem Halter für das Kennzeichenschild befindet. 

Die Leuchtdichten sind senkrecht zur Papierfläche in den Punkten zu messen, die im Anhang III 
je nach dem Verwendungszweck der Beleuchtungseinrichtung angegeben sind, wobei jeder Meß- 
punkt eine Kreisfläche von 25 mm Durchmesser darstellt. 

9. Lichttechnische Merkmale 

Die Leuchtdichte B muß mindestens 2,5 cd/m2 in jedem der Meßpunkte nach Anhang III betragen. 
Der Gradient der Leuchtdichte zwischen den Werten Bi und B 2 , gemessen in den Punkten 1 und 2, 
die aus den vorstehend erwähnten Meßpunkten beliebig ausgewählt wurden, darf 2 x Bo/cm nicht 
überschreiten, wobei Bo die kleinste Leuchtdichte bedeutet, die in den verschiedenen Meßpunkten 

festgestellt wurde, d. h. B 2 Bi 

, — — ^ 2 X Bo/cm 

Abstand 1 - 2 in cm 

10. Übereinstimmung der Herstellung 

Jede mit einem EWG-Prüfzeichen versehene Beleuchtungseinrichtung muß dem genehmigten Typ 
entsprechen. 

Bei Einrichtungen, die der Serienherstellung entnommen werden, darf die Leuchtdichte B nicht 
unter 2 cd/cm^ liegen, der Faktor 2 in der Formel für den Gradienten kann durch 3 ersetzt werden. 

(11.) 


1) Diese Bestimmungen gewährleisten eine gute Lesbarkeit des Kennzeichens, wenn am Fahrzeug die Neigung des 
Kennzeichenschildes 30° zur Vertikalen nach der einen oder anderen Seite nicht überschreitet. 
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Anhang I 

Bedingungen für die EWG-Bauartgenehmigung und Kennzeichnung 

1 . Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung 

1.1 Der Antrag auf Erteilung einer EWG-Bauartgenehmigung ist vom Inhaber der Fabrik- oder 
Handelsmarke oder seinem Beauftragten einzureichen. 

1.2 Dem Antrag sind für jeden Typ einer Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen fol- 
gende Angaben beizufügen: 

1.2.1. Angabe, ob die Einrichtung für lange (520 x 120 mm), für hohe (340 x 240 mm) oder sowohl für lange 
als auch für hohe Kennzeichenschilder bestimmt ist. 

1.2.2. Zeichnungen in dreifacher Ausfertigung, die mit genügender Deutlichkeit die Feststellung des 
Typs gestatten und die geometrischen Bedingungen für die Anbringung der Beleuchtungseinrich- 
tung mit Bezug auf die Anbringungsfläche für das Kennzeichenschild sowie den Umriß der ent- 
sprechend zu beleuchtenden Flächen erkennen lassen. 

1.2.3. Eine kurzgefaßte technische Beschreibung, aus der vor allem der Typ und die Leistungsauf- 
nahme der vom Hersteller vorgesehenen Glühlampe oder der Glühlampen hervorgehen, 

1.2.4. Zwei Muster mit der oder den vorgesehenen Glühlampen. 

2. Aufschriften 

2.1. Die Muster eines Typs der Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen müssen die 
Fabrik- oder Handelsmarke des Antragstellers tragen; diese Aufschrift muß deutlich lesbar und 
unverwischbar sein. 

2.2. Auf jeder Beleuchtungseinrichtung ist sowohl auf der Scheibe als auch auf dem Gehäuse ein 
ausreichend großer Platz für das EWG-Prüfzeichen vorzusehen; dieser Platz ist auf den in Absatz 
1.2.3. erwähnten Zeichnungen anzugeben. 

3. EWG-Bauartgenehmigung 

3.1. Wenn alle gemäß den Bestimmungen von Punkt 1 vorgelegten Muster den Bestimmungen der 

Punkte 5, 6, 7, 8 und 9 des Anhangs 0 entsprechen, wird die EWG-Bauartgenehmigung gewährt 
und eine Prüfnummer zugeteilt. 

3.2. Diese Nummer wird keinem anderen Typ einer Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kenn- 
zeichen zugeteilt. 

3.3. Wird die EWG-Bauartgenehmigung für eine Art von Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung 

beantragt, die eine Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen und andere Leuchten 
und Lampen enthält, so kann ein einziges EWG-Prüfzeichen unter der Bedingung gewährt wer- 
den, daß die Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen den Vorschriften dieser Richt- 
linie entspricht und das alle anderen Leuchten und Lampen, die zu der Beleuchtungs- und Licht- 
signaleinrichtung gehören, für die die EWG-Bauartgenehmigung beantragt wird, den auf sie an- 
wendbaren Einzelrichtlinien entsprechen. 

4. Kennzeichnung 

4.1. Jede Beleuditungseinrichtüng für das hintere Kennzeichen, die einem unter Anwendung dieser 
Richtlinie genehmigten Typ entspricht, muß ein EWG-Prüfzeichen tragen. 

4.2. Dieses Prüfzeichen besteht aus einem Rechteck, in dessen Innenfeld der Buchstabe „e" und die 
Kennzahl oder der Buchstabe des Mitgliedstaates stehen, der die Bauartgenehmigung erteilt hat: 

1 für Deutschland 

2 für Frankreich 

3 für Italien 
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4 für die Niederlande 
6 für Belgien 

1 1 für das Vereinigte Königreich 
13 für Luxemburg 
DK für Dänemark 
IRL für Irland 

und eine EWG-Prüfnummer unterhalb des Rechtecks, die der Nummer des EWG-Bauartgeneh- 
migungsbogens für diesen Typ von Beleuchtungseinrichtung entspricht. 

4.3. Die EWG-Prüfnummer ist in einer beliebigen Position unmittelbar neben dem den Buchstaben „e" 
umschriebenen Rechteck anzubringen. 

4.4. Das EWG-Prüfzeichen muß auf der Lichtaustrittsfläche oder auf einer der Lichtaustrittsflächen 
so angebracht werden, daß es selbst dann nicht entfernbar und gut lesbar ist, wenn die Beleuch- 
tungseinrichtungen für das hintere Kennzeichen am Fahrzeug angebracht sind. 

4.5. Ein Beispiel des Prüfzeichens ist in der Anlage aufgeführt. 

4.6. Wird wie unter Punkt 3.3. vorgesehen nur eine einzige EWG-Prüfnummer für eine Beleuchtungs- 
und Lichtsignaleinrichtung erteilt, die eine Beleuchtungseinrichtung für das hintere Kennzeichen 
und andere Leuchten und Lampen enthält, so kann nur ein einziges EWG-Prüfzeichen angebracht 
werden, das folgende Angaben enthält: 

— ein Rechteck, in dessen Innenfeld der Buchstabe „e“ und die Kennzahl oder der Buchstabe des 
Mitgliedstaates stehen, das die Bauartgenehmigung erteilt hat; 

— eine EWG-Prüfnummer; 

— die in den einzelnen Richtlinien vorgesehenen zusätzlichen Symbole, denen zufolge die 
EWG-Bauartgenehmigung erteilt wurde. 

4.7. Die Abmessungen der verschiedenen Elemente dieses Zeichens dürfen nicht kleiner sein als die 
für die Einzelkennzeichnung gemäß Anlage zu diesem Anhang vorgeschriebenen Mindestabmes- 
sungen. 
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Anhang I 
Anlage 


Muster des EWG-Prüf Zeichens 


a = 5 



Die Beleuchtungseinriditung für das hintere Kennzeichen mit dem oben angegebenen EWG- 
Prüfzeichen ist eine in dem Vereinigten Königreich (11) unter Nummer 1471 genehmigte 
Beleuchtungseinrichtung 
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Anhang II 

Muster eines EWG-Bauartgenehmigungsbogens 

(Größenformat: A 4 (210 x 297 mm) 

! — — - 

I Angabe der Behörde 1 


Angaben über die Erteilung, die Versagung, den Entzug der EWG-Bauartgenehmigung für eine Beleuch- 
tungseinrichtung für das hintere Kennzeichen 

Bauartgenehmigung Nr. 

1. Beleuchtungseinrichtung — für ein hohes Kennzeichenschild 

— für ein langes Kennzeichenschild 

— sowohl für ein hohes als auch für ein langes Kennzeichenschild 

2. Fabrik- oder Handelsmarke 

3. Name und Anschrift des Herstellers 

4. Gegebenenfalls Name und Anschrift seines Beauftragten 

5. Typ, Anzahl und Leistung der Glühlampen 

6. Zur EWG-Bauartgenehmigung vorgelegt am 

7. Prüfstelle 

8. Datum des Prüfprotokolls 

9. Nummer des Prüfprotokolls 

10. Datum der Erteilung / Versagung / Entzug der Bauartgenehmigung 

11. Zusammengefaßte EWG-Bauartgenehmigung, erteilt aufgrund von Punkt 3.3. von Anhang I für eine 

Beleuchtungs- und Lichtsignaleinrichtung, die mehrere Leuchten und/oder Lampen enthält, insbe- 
sondere: 

12. Datum der Versagung / Entzugs der zusammengefaßten EWG-Bauartgenehmigung 

13. Ort ^ 

14. Datum ^ 

15. Unterschrift 

16. In der beiliegenden Zeichnung sind die geometrischen Bedingungen für die Anbringung der Be- 
leuchtungseinrichtung mit Bezug auf die Anbringungsfläche für das Kennzeichenschild sowie der 
Umriß der entsprechend zu beleuchtenden Fläche angegeben. Das größte Format für die Zeich- 
nung ist A 4 (210 X 297 mm). 


1) Nichtzutreffendes streichen 
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Anhang III 


Meßpunkte bei der Prüfung 


a) von Einrichtungen für die Beleuchtung eines hohen Kennzeichenschildes (340 X 240 mm) 



b) von Einrichtungen für die Beleuchtung eines langen Kennzeichenschildes (520 X 120 mm) 



a 

e 

a 


a = 25 mm b — 95 mm c = 100 mm d = 90 mm e = 70 mm 


Anmerkung 

Bei Beleuchtungseinrichtungen, die für die Beleuchtung sowohl eines hohen als auch eines 
langen Kennzeichenschildes bestimmt sind, sind die Meßpunkte diejenigen, die sich durch 
Vereinigung der beiden vorstehenden Zeichnungen unter Berücksichtigung des vom Her- 
steller angegebenen Umrisses ergeben; wenn jedoch zwei Meßpunkte weniger als 30 mm von- 
einander entfernt sind, ist nur einer dieser beiden Meßpunkte zu verwenden. 
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Anhang IV 


Mindestbereidi der Siditbarkeit der zu beleuchtenden Fläche 


Zu beleuchtende 
Fläche 


I 

I 

1 



I ; 

1 a 


I 

I 

I 

I 


Bereich der 
Sichtbarkeit 


Aufriß 

a und a' müssen ^ 85° sein 


Zu beleuchtende 
Fläche 


I 



Bereich der 
Sichtbarkeit 


Grundriß 

b und b’ müssen ^ 60° sein 


1. Die oben angegebenen Winkel des Bereiches der Sichtbarkeit betreffen nur die Lage der Beleuchtungs- 
einrichtung in bezug auf die für das Kennzeichenschild vorgesehene Fläche. 

2. Die angegebenen Winkel berücksichtigen die teilweise Abdeckung durch die Beleuchtungseinrichtung. 
Sie müssen in den Richtungen mit der stärksten Abdeckung eingehalten werden. Die Beleuchtungs- 
einrichtungen müssen so sein, daß die teilweise abgedeckten Flächen möglichst klein sind. 
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Begründung 


Der vorliegende Richtlinienentwurf gliedert sich in 
den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens ein, das in der Richtlinie 70/156/EWG 
des Rates vom 6. Februar 1970 behandelt wird. 

Es handelt sich hierbei lediglich um technische Vor- 
schriften für den Bau und die Prüfung von Beleuch- 
tungseinrichtungen für das hintere Kennzeichen von 
Kraftfahrzeugen. Die Anbauvorschriften dieser Vor- 
richtungen sind in einem anderen Vorschlag betref- 
fend den Anbau der Beleuchtungs- und Lichtsignal- 
einrichtungen enthalten^). 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags vertrat die 
Kommission die Auffassung, daß zur Erleichterung 
des Warenverkehrs über die Grenzen der Gemein- 
schaft hinaus es zweckmäßig war, bestehenden inter- 
nationalen Vorschriften und insbesondere jenen der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten 
Nationen Rechnung zu tragen 3). In diesem Sinne hat 
die Kommission auch die Möglichkeit geprüft, den 
im Rahmen der vorgenannten Institution erlasse' 
nen Prüfzeichen die gleiche Wirkung anzuerkennen 
wie den EWG-Prüfzeichen. Diese Möglichkeit mußte 
jedoch ausgeschlossen werden, da nicht alle Mit- 
gliedstaaten dem Übereinkommen von 1958 der 
Vereinten Nationen über die Annahme einheitlicher 
Bedingungen für die Genehmigung der Ausrüstungs- 
gegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen und 
über die gegenseitige Anerkennung der Genehmi- 
gung beigetreten sind, in dessen Rahmen die Arbei- 
ten der Wirtschaftskommission für Europa geführt 
werden. Diese Mitgliedstaaten können also bei den 
Arbeiten dieser Institutionen ihre Interessen nicht 
vertreten. 

Mit Artikel 1 bis 6 wird das Bauartgenehmigungs- 
verfahren für Beleuchtungseinrichtungen für das hin- 
tere Kennzeichen eingeführt. Durch dieses Verfah- 
ren ermöglicht die Richtlinie den freien Verkehr 
von Beleuchtungseinrichtungen für das hintere Kenn- 
zeichen innerhalb der Gemeinschaft, indem den Mit- 
gliedstaaten untersagt ist, sich ihrem Vertrieb zu 
widersetzen, wenn sie den in den Anlagen festge- 
legten Bau- und Prüfvorschriften entsprechen und 
wenn sie das in Anlage I im Modell dargestellte 
Prüfzeichen tragen. Dieses Verfahren sieht ein gegen- 
seitiges Benachrichtigungssystem über jede Ertei- 
lung, Versagung, Zurücknahme oder Erweiterung 
einer Bauartgenehmigung vor. 

Mit Artikel 7 wird die vorliegende Richtlinie in das 
EWG-Betriebserlaubnisverfahren eingegliedert. 


Da einige Mitgliedstaaten ein Betriebserlaubnisver- 
fahren mit nationaler Geltung nicht kennen, ist es 
erforderlich, Vorschriften vorzusehen, um in diesen 
Staaten die Benutzung der Fahrzeuge zu gewähr- 
leisten, die den Vorschriften dieser Richtlinie ent- 
sprechen (Artikel 8) ^). 

Der Anwendungsbereich wird auf alle Kraftfahr- 
zeuge mit mindestens vier Rädern und einer bauart- 
bedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr als 25 
km/h sowie ihren Anhängern ausgedehnt (Artikel 9). 

Artikel 10 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Richtlinie an den technischen Fortschritt vor, das in 
Artikel 13 der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 über die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 
und ihre Anhänger beschrieben ist. 

In Artikel 11 ist eine doppelte Frist vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen ergreifen und 
veröffentlichen, um sich der Richtlinie anzupassen. 
Die zweite Frist dagegen legt ein einheitliches 
Datum fest, an dem alle Mitgliedstaaten die Gemein- 
schaftsvorschriften in Kraft setzen müssen (Artikel 
11 , § 1 ). 

Schließlich ist die Kommission innerhalb abnehm- 
barer Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu 
unterrichten, der von den Mitgliedstaaten auf dem 
von der Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet 
wird, damit sie sich gegebenenfalls hierzu äußern 
kann (Artikel 11, § 2). 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100, Absatz 2, ist erforderlich. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970, S. 1 

2) KOM(73)2024 

3) Regelung Nr. 4 „Einheitliche Vorschriften für die Ge- 
nehmigung der Beleuchtungseinrichtungen für das hin- 
tere Kennzeichenschild von Kraftfahrzeugen (mit Aus- 
nahme von Krafträdern) und ihren Anhängern" (Dok. 
E/ECE/324/E/ECE/TRANS/505/Add. 3) 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 „Dokumente betreffend den Beitritt 
des Königreichs Dänemark, Irlands, des Vereinigten 
Königreichs Großbritannien und Nordirland zu den 
Europäischen Gemeinschaften". Akte über die Beitritts- 
bedingungen und die Anpassung der Verträge - An- 
hang I, Titel X 
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